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n Service

Schlimmer Verdacht
In Berlin soll es einen Fall 
von Kannibalismus geben. 

u Aus aller Welt

n Wetter im Kreis
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Live nicht zu ersetzen
Messe »Starter-online«
kommt bei Schulen gut an.

u Rottweil

Walz hatte   sie alle im Salon
Nach dem Tod des Starfriseurs haben 

viele Promis ein großes Haarproblem.

u Hintergrund

UNABHÄNGIGE TAGESZEITUNG           FÜR BADEN-WÜRTTEMBERG

Klassische Begräbnisse gibt es 
immer weniger. Und  Grabbei-
gaben   sind zwar alter Brauch,  
Fotos davon ein neuer Trend.
u Leitartikel
u Dritte Seite
u Wochenend-Journal

Bestattung modern

n Totensonntag

n Börse

MDax Dax Euro Stoxx

28 998,47      13 137,25   3467,60      
Vortag Vortag Vortag
28 745,50 13 086,16 3451,34 

In der Helios-Klinik gilt aktuell wieder ein Be-
suchsverbot. Eine Leserin ist verzweifelt. Ihr 
94-jähriger Onkel liege schwer krank in der 
Klinik und verstehe nicht, warum  niemand zu 
ihm kommt. Es sei schwer, am Telefon Klar-
heit über seinen Zustand zu bekommen. Die 
Klinik-Sprecherin betont, dass die hohe Coro-
na-Inzidenzzahl im Kreis ein Besuchsverbot 
unumgänglich mache. Der Schutz aller Patien-
ten und des Personals stehe im Fokus. 

Besuchsverbot in Klinik 
sorgt für Verzweiflung

n Kreis Rottweil

Für die Finanzierung der Kita-Sanierung benö-
tigt die Gemeinde Geld: Deswegen werden 
nun zwei Häuser verkauft, die   nicht mehr be-
nötigt werden. Das Haus Königsfelder Straße 
16 wurde einst erworben, um die Friedhofs-
konzeption voranzutreiben. Eine Erweiterung 
ist nun aber nicht mehr nötig, da durch den 
Trend zum Urnengrab weniger Platz benötigt 
wird. Das Haus Reutebachstraße 1 wurde einst 
zur Unterbringung von Flüchtlingen gekauft. 

Gemeinde verkauft 
zwei Immobilien

n Hardt

Foto: Marc Cain

Anprobe 
am PC

Wie fällt der Stoff – und fließen die 
Konturen elegant genug? 

Das Modeunternehmen Marc Cain 
aus Bodelshausen bei Hechingen 
ersetzt  seine Models aus Fleisch 

und Blut durch  3D-Avatare        
u Wirtschaft

Es wäre eine Revolution: 
Beamte, die im Jahr 2030 
jünger als 30 sind, sollen 
künftig in die gesetzliche 
Rentenversicherung (GRV) 
einzahlen. Das fordert  der 
CDU-Fachausschuss  Sozia-
les in einem Konzept. 

n Von Bernhard Walker

Berlin. Damit würden sie  im 
Ruhestand keine Pension 
mehr bekommen, sondern 
wie die meisten Beschäftigten 

eine    normale Rente. Seit Jah-
ren schon sorgen die unter-
schiedlichen  Versorgungshö-
hen immer wieder für teils 
heftige Neid-Debatten. 

Unter dem Titel »Wir wol-
len eine funktionierende Ren-
te für alle« argumentiert der 
CDU-Ausschuss: »Die Ren-
tensysteme jenseits der GRV 
werden von der Bevölkerung 
als Privilegien betrachtet, an 
denen sie nicht teilnehmen 
können.« Deshalb sei es für 
die CDU »vorstellbar«, die 
Rentenversicherung zu einer 
Erwerbstätigenkasse zu ent-

wickeln, in die neben Beam-
ten auch Politiker und Selbst-
ständige  einzahlen.

Lob für den Vorstoß  kommt 
vom Tübinger SPD-Abgeord-
neten Martin Rosemann: Sei-
ne Partei sei schon »seit Lan-
gem für eine Erwerbstätigen-
versicherung, in die alle Be-
schäftigten solidarisch 
einzahlen. Wenn die CDU 
das jetzt auch will, können wir 
sofort darüber verhandeln.« 
Der  CDU-Abgeordnete Peter 
Weiß (Wahlkreis Emmendin-
ger-Lahr) betont dagegen,  es 
handle sich lediglich um eine 

»Arbeitsvorlage von Referen-
ten«, über die noch nicht ab-
schließend beraten sei. 

Beim  Beamtenbund  stößt 
der Vorschlag  auf wenig 
Gegenliebe. Landeschef Kai 
Rosenberger betont, im 
Grundgesetz sei  festgehalten, 
dass der Dienstherr Beamten 
amtsangemessene Pensionen 
zu gewähren habe. Die Integ-
ration ins Rentenmodell spare 
deshalb kein Geld, weil der 
Dienstherr für die Beamten  
dann eine  »adäquate Zusatz-
versorgung« aufbauen müsse. 
u Thema des Tages

CDU-Idee: Adieu Pensionen!   
Ruhestand | Sozialausschuss will junge Beamte stattdessen in  Rentekasse aufnehmen

Stuttgart. Wirtschaftsminis-
terin Nicole Hoffmeister-
Kraut (CDU, Balingen) hat in 
der Affäre um den Landes-Pa-
villon  bei der  Weltausstel-
lung in Dubai Fehler ihres 

Hauses eingestanden. Zu-
gleich betonte sie  vor  dem  
Untersuchungsausschuss des 
Landtags, der finanziell heftig 
aus dem Ruder gelaufene Ex-
po-Bau sei für die Südwest-
Firmen  eine   wichtige Platt-
form der Präsentation. 
u Baden-Württemberg

Ministerin räumt 
Expo-Fehler ein

Nicole Hoffmeister-Kraut

Oberndorf (rd). Im Südwes-
ten hat es in den ersten zehn 
Monaten des  Jahres 32 Ver-
dachtsfälle von rechtsextre-
men Umtrieben bei der Poli-
zei gegeben. Betroffen sind  
insgesamt 45 Beamte. 

Sieben Verfahren davon ha-
ben  bereits zum Rauswurf der 
betroffenen Polizeianwärter  
geführt. In elf Fällen laufe  die 
Untersuchung noch, zehn 
Verfahren wurden eingestellt, 

nachdem sich die Vorwürfe 
nicht  erhärtet hätten. Um die 
Zahlen einordnen zu können: 
Bei der Polizei im Land arbei-
ten rund 34 000 Menschen.

Baden-Württembergs In-
nenminister Thomas Strobl 
(CDU) kündigte derweil  an, 
beim Thema Rassismus, 
Extre mismus und Antisemi-
tismus verfolge er eine klare 
Null-Toleranz Politik.  
u Baden-Württemberg

Strobl: keine Toleranz
Polizei | Kampf gegen Rechtsextremisten

Rente für alle?
Die  Mitglieder im CDU-Fach-
ausschuss für Soziales trauen 
sich was – und eröffnen eine 
Debatte, die  sich viele Bürger 
seit Langem wünschen. Sie fra-
gen, warum bei uns nicht ge-
hen soll, was in Österreich 
schon seit Jahren gilt. Dort hat-
te 2004 Kanzler Wolfgang 
Schüssel –  übrigens auch ein 
Christdemokrat – durchgesetzt, 
dass neue Bundesbeamte in die 
Rentenversicherung einbezo-
gen werden. Das zeigt: Eine 
solche Reform ist  nicht bloß ein 
Projekt linker Umverteilungs-
Fantasten. Und doch gibt es  
zwei große Haken. In Deutsch-
land müssten 16 Länder mitzie-
hen, weil sie Dienstherren der 
meisten Beamten sind. Und 
teuer wäre es auch. Der Staat 
müsste in einer langen Über-
gangszeit die Pensionsansprü-
che der Beamten bezahlen und 
für neue Kollegen Rentenbei-
träge  abführen. Ob die Gesell-
schaft diese Doppelbelastung 
stemmen will, sollte deshalb  
schleunigst geklärt werden.  

Thema des 
Tages 

Von Bernhard
 Walker

Mainz. Es könnte das tollste 
Weihnachtsgeschenk   werden: 
Kanzlerin Angela Merkel 
(Bild, CDU)   rechnet noch im 
Dezember oder »sehr schnell 
nach der Jahreswende« 
mit der Zulassung 
eines Corona-Impf-
stoffes in Europa. 

Die Impfungen 
könnten   unmittelbar 
danach anlaufen. 
Was für den ehr-

geizigen Zeitplan spricht: Das 
Mainzer Unternehmen Bion-
tech und der  Pharmariese Pfi-
zer wollen bis zum Wochen-
ende  in den USA eine Notfall-

zulassung   beantragen. Der 
Antrag für Europa sei 
ebenfalls vorbereitet. 
Liege die Genehmigung 
vor, könne Biontech das 

Mittel     »innerhalb von 
Stunden liefern«. 
u Hintergrund

Merkel macht Mut
Corona | Kommt Impfstoff im Dezember?
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